N: 


Extra⸗Beilage 
zu Nr. 23 des Kreis⸗ und Anzeige⸗Blattes für den Kreis Danziger 
Höhe pro 1903. 


Kreis⸗Statut 
für das 
Gewerbe⸗Gericht des Kreiſes Danziger Höhe zu Danzig. 
Einleitung. 


Krei Für den Kreis Danziger Höhe wird hierdurch nach Maßgabe des Veſchluſſes des 
erüßtages vom 6. Dezember 1902 auf Grund des § 1 Abſ. 1, 4 und 6 des Gewerbe⸗ 
Arbchtsgeſetzes vom 30. Juni 1901 (R. G. Bl. S. 353) nach Anhörungebetheiligter 
rbeitgeber und Arbeiter nachſtehendes Kreis⸗Statut erlaſſen, welches an die Stelle des 


dom Kreistage unterm S 1891 beſchloſſenen Statuts tritt. 


Erſter Abjchnitt. 


Errichtung und Zuſammenſetzung des Gewerbe-Gerichts. 


8 
Für die Entſcheidung von gewerblichen Streitigkeiten: 
- a. zwiſchen Arbeitern einerſeits und ihren Arbeitgebern andererſeits und 81 A6. 1 
des 


1 b. zwiſchen Arbeitern deſſelben Arbeitgebers, 

I. a. zwiſchen Perſonen, welche für beſtimmte Gewerbetreibende außerhalb der Geſetzes. 
Arbeitsſtätte der letzteren mit Anfertigung gewerblicher Erzeugniſſe be⸗ 
ſchäftigt ſind (Heimarbeiter, Hausgewerbetreibende) und ihren Arbeitgebern, 


a 


8 5 Abſ. 2 auch wenn dieſe Perſonen die Rohſtoffe oder Halbfabrikate, welche ſie 
0175 bearbeiten oder verarbeiten, ſelbſt beſchaffen, 

95 Ab. 1 b. zwiſchen Hausgewerbetreibenden (Heimarbeitern) der vorbezeichneten Art 
letzt. Satz unter einander, ſofern ſie von demſelben Arbeitgeber beſchäftigt werden, 


Öefehes. ift ein Gewerbe⸗Gericht errichtet, welches den Namen: 
Gewerbe⸗Gericht für den Kreis Danziger Höhe zu Danzig führt. 
Sein Sitz iſt zu Danzig. 


91 de Sein Bezirk umfaßt den Kreis Danziger Höhe. 
es 
Geſetzes. 8 2. 
8 3 Abf. 1 Als Arbeiter im Sinne dieſes Kreis-StatutS gelten diejenigen Geſellen, Gehülfen, 


6 100 Fabrikarbeiter und Lehrlinge, auf welche der ſiebente Titel der Gewerbeordnung Ahr: 
eſehes. wendung findet. 
83 Ab. 2 Ingleichen gelten als Arbeiter Betriebsbeamte, Werkmeiſter und mit höheren 
Geh techniſchen Dienſtleiſtungen betraute Angeſtellte, deren Jahres⸗Arbeitsverdienſt an Lohn 
etes oder Gehalt zweitauſend Mark nicht überſteigt. 
83 
Sachliche Zuſländigkeit. 
4 des Das Gemwerbe-Geriht iſt ohne Rückſicht auf den Werth des Streitgegenſtandes 
Gefehes. zuſtändig für Streitigkeiten! 
1. über den Antritt, die Fortſetzung oder die Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes, 
ſowie über die Aushändigung oder den Inhalt des Arbeitsbuchs, Zeugniſſes, 
Lohnbuchs, Arbeitszettels oder Lohnzahlungsbuchs, 
2. über die Leiſtungen aus dem Arbeitsverhältniſſe, 
3. über die Rückgabe von Zeugniſſen, Büchern, Legitimationspapieren, Urkunden, 
Geräthſchaften, Kleidungsſtücken, Kautionen und dergleichen, welche aus Anlaß 
des Arbeitsverhältniſſes übergeben worden ſind, 

4. über Anſprüche auf Schadenerſatz oder auf Zahlung einer Vertragsſtrafe wegen 

Nichterfüllung oder nicht gehöriger Erfüllung der Verpflichtungen, welche die 
unter Nr. 1 bis 3 bezeichneten Gegenſtände betreffen, ſowie wegen geſetz⸗ 
widriger oder unrichtiger Eintragungen in Arbeitsbücher, Zeugniſſe, Lohn⸗ 
bücher, Arbeitszettel, Lohnzahlungsbücher, Krankenkaſſenbücher oder Quittungs⸗ 
karten der Invalidenverſicherung, 

5. über die Berechnung und Anrechnung der von den Arbeitern und Haus⸗ 
gewerbetreibenden zu leiſtenden Krankenverſicherungsbeiträge und Eintritts⸗ 
gelder (SS 53 a, 65, 72, 73 des Krankenverſicherungsgeſetzes), 
über die Anſprüche, welche auf Grund der Uebernahme einer gemeinſamen 
Arbeit von Arbeitern oder Hausgewerbetreibenden deſſelben Arbeitgebers gegen 
einander erhoben werden. f 

§. 4. 


Ausnahmen von der Zuſtändig leit. 
54 Abl. 2 Ausgenommen von der Zuſtändigkeit des Gewerbe-Gerichts ſind: 
Kar J. Streitigkeiten über eine Koventionalſtrafe, welche für den Fall bedungen iſt, 
Heſetzes. daß der Arbeiter oder Hausgewerbetreibende nach Beendigung des Arbeitsver⸗ 


6. 


= 


3 


hältniſſes ein ſolches bei anderen Arbeitgebern eingeht oder ein eigenes 
Geſchäft errichtet, 
II. Streitigkeiten der in 8 3 Ziffer 1—6 bezeichneten Art zwiſchen: 
a. Mitgliedern der Innungen und ihren Lehrlingen (S 81 a Nr. 4 der Ge- 881 des 
werbe⸗Ordnung) Heſetzes. 
b. Mitgliedern ſolcher Innungen, für welche auf Grund des 8 81 b Nr. 4 
der Gewerbeordnung ein Schiedsgericht in Gemäßheit der SS 91 bis 91 b 
der Gewerbeordnung errichtet iſt, und ihren Geſellen, Gehülfen und 
Arbeitern. 
Stroft Desgleichen iſt die Zuſtändigkeit des Gewerbe⸗Gerichts ausgeſchloſſen für ſolche 881 des 
Arbeligkeiten, der Gehülfen und Lehrlinge in Apotheken und Handelsgeſchäften und der Yelekes. 
anl eiter, welche in den unter der Militär- oder Marine⸗Verwaltung ſtehenden Betriebs- 
agen beſchäftigt ſind, und für Streitigkeiten, für die die Zuſtändigkeit des Gewerbe⸗ 


ve ts durch einen dem § 6, Abſatz 2 des Gewerbegerichtsgeſetzes entſprechenden Schieds⸗ 
rtrag ausgeſchloſſen iſt. 855 
Zuſammenſetzung. 
und „ Das Gewerbe⸗Gericht beſteht aus einem Vorſitzenden, einem Stellvertreter deſſelben 3 10 des 
A Beiſitzern. Die Zahl der Stellvertreter und Beiſitzer kann durch Beſchluß des Geſetzes. 
eis-Ausſchuſſes anderweit feſtgeſtellt werden. - 


§ 6. 
Allgemeine Erforderniſſe für die Mitglieder. 

Stell Zum Mitgliede des Gewerbe-Gerichts — einſchließlich des Vorſitzenden und des $11 des 
g wertreters — ſoll nur berufen werden, wer das dreißigſte Lebensjahr vollendet und Heſetzes. 

dein der Wahl vorangegangenen Jahre für ſich oder ſeine Familie Armenunterſtützung 
S grund des Geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870 (R. G. Bl. 
ſtüg 60) und des Geſetzes, betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unter⸗ 
Arn ungswohnſitz, vom 8. März 1871 (G. S. S. 130) nicht empfangen oder die empfangene 
Be, enunterſtützung erſtattet hat. Als Beiſitzer ſoll nur berufen werden, wer in dem 

Otte des Gewerbegerichts ſeit mindeſtens zwei Jahren wohnt oder beſchäftigt iſt. 
Verf Desgleichen ſollen zu Mitgliedern des Gewerbe-Gerichts nicht berufen werden 

onen, welche wegen geiſtiger oder körperlicher Gebrechen zu dem Amte nicht 
geeignet find, 
Geſetz g Perſonen, welche zum Amt eines Schöffen unfähig find (Gerichts⸗Verfaſſungs⸗ 

3 88 31, 32), können nicht berufen werden. 


— 


1. 

= Borfißender und Stellvertreter. 
Kreis- N Der Vorſitzende des Gewerbegerichts und deſſen Stellvertreter werden von dem 88 12, 17 

ou auf 6 Jahre gewählt; fie dürfen weder Arbeitgeber noch Arbeiter fein. 2 
Königlich ene Wahl des Vorſitzenden und des Stellvertreters bedarf der Beſtätigung des 77 
oder | den, Regierungs⸗Präſidenten zu Danzig. Dieſe Beſtimmung findet auf Staats⸗ 
verwalt meindebeamte, welche ihr Amt kraft ſtaatlicher Ernennung oder Beſtätigung 

en, keine Anwendung, ſolange ſie dieſes Amt bekleiden. 


— 


§ 8. 
Beiſitzer. 
8 13 des Die Beiſitzer müſſen zur Hälfte aus den Arbeitgebern, zur Hälfte aus den 
Hefehes. Arbeitern entnommen werden. 
Die Beiſitzer aus dem Kreiſe der Arbeitgeber werden mittelſt Wahl der Arbeit⸗ 
geber, die Beiſitzer aus dem Kreiſe der Arbeiter mittelſt Wahl der Arbeiter auf die 
Dauer von ſechs Jahren beſtellt. Wiederwahl iſt zuläſſig. 
Beiſitzer, deren Amtsperiode abgelaufen iſt, ſcheiden erſt dann aus, wenn ihr 
Nachfolger in das Amt eingetreten iſt. 


8 9. 
8 14 des Zur Teilnahme an den Wahlen find nur berechtigt: 
Heſethes. a. ſolche Arbeitgeber, welche das fünfundzwanzigſte Lebensjahr vollendet und in 


dem Bezirke des Gewerbegerichts Wohnung oder eine gewerbliche Nieder: 
laſſung haben. 
b' ſolche Arbeiter, welche das fünfundzwanzigſte Lebensjahr vollendet und in dem 
Bezirke des Gewerbegerichts beſchäftigt ſind oder, falls ſie außerhalb des Be⸗ 
zirkes in Arbeit ſtehen, wohnen. 
89 a in § 6 Abſ. 3 dieſes Statuts bezeichneten Perſonen find nicht wahl⸗ 
erechtigt. 
Mitglieder einer Innung, für welche ein Schiedsgericht in Gemäßheit des § 81 b 
Nr. 4 und der SS 91 bis 91 b der Gewerbeordnung errichtet iſt, und deren Arbeiter find 
weder wählbar noch wahlberechtigt. 


8 10. 


Das Reich, der Staat, die Gemeinden und ſonſtige öffentliche Verbände, ſowie 

juriſtiſche Perſonen üben ihr Stimmrecht durch ihre geſetzlichen Vertreter aus. 

8 16 des Als Arbeitgeber im Sinne der §§ 7 bis 9 dieſes Statuts gelten diejenigen 

Heſetzes. ſelbſtändigen Gewerbetreibenden, welche mindeſtens einen Arbeiter ($ 2) regelmäßig das 
Jahr hindurch oder zu gewiſſen Zeiten des Jahres beſchäftigen. Den Arbeitgebern ſtehen 
im Sinne der bezeichneten Beſtimmungen die mit der Leitung eines Gewerbebetriebs 
oder eines beſtimmten Zweiges deſſelben betrauten Stellvertreter der ſelbſtſtändigen Ge⸗ 
werbetreibenden gleich, ſofern ihr Jahres⸗Arbeitsverdienſt an Lohn oder Gehalt zwei⸗ 
tauſend Mark überſteigt. 

9 16 Abf. 2 Die durch § 1 Abſ. 1 Ziffer II a und b der Zuſtändigkeit des Gewerbegerichts 

9 ſehes unterſtellten Hausgewerbetreibenden ſind, ſofern fie ſelbſt mindeſtens einen Arbeiter regel? 

eſezes. mäßig das Jahr hindurch oder zu gewiſſen Zeiten des Jahres beſchäftigen, als Arbeit⸗ 

geber, anderenfalls als Arbeiter wahlberechtigt und wählbar. 


8 11. 
Bau Wahl der Veiſttzer. 
Geſetzes. Die Wahl der Beiſitzer iſt unmittelbar und geheim. Sie erfolgt unter Leitung 


eines Wahlausſchuſſes. 


2 


8 12. 


Wahlausſchuß. 
ſteh Das Gewerbegericht beſtimmt, aus wieviel Perſonen der Wahlausſchuß zu be⸗ 
W hat. Vorſitzender des Wahlausſchuſſes iſt ein von dem Vorſitzenden des Kreis⸗ 
mii ſchuſſes zu beſtellender Wahlvorſteher. Die übrigen Mitglieder des Wahlausſchuſſes 
ſein ei zur Hälfte ſtimmberechtigte Arbeitgeber, zur Hälfte ſtimmberechtigte Arbeiter 
mund werden je zur Hälfte von dem Vorſitzenden des Kreis⸗Ausſchuſſes ernannt. 


§ 13. 

5 Der Vorſitzende des Kreis⸗Ausſchuſſes hat zum Zwecke der Wahlen Liſten der 
wöblberechtigten Arbeitgeber und Arbeiter ($ 16) fo rechtzeitig aufzustellen, daß fie 
been zwei Wochen vor den Wahlen an einer nach Vorſchrift des § 14 dieſes Statuts 
die etlich bekannt zu machenden amtlichen Stelle zu Jedermanns Einſicht ausgelegt und 

- etwa beantragten Berichtigungen bis zum Wahltage vorgenommenen werden können. 
he er Bekanntmachung ift darauf hinzuweiſen, daß Perſonen, die in die Wählerliſten 
nat eingetragen find, nicht wahlberechtigt ſind. Einwendungen gegen die Richtigkeit der 
Auslerliſten ſind nur zu berückſichtigen, wenn ſie innerhalb dreier Tage nach beendeter 
oder legung bei der auslegenden Stelle angebracht und durch entſprechende Beſcheinigungen 
List in anderer Weiſe glaubhaft begründet werden. Streichungen von einmal in die 
Ger eingetragenen Perſonen dürfen nur vorgenommen werden, nachdem den Betreffenden 
Wälgenheit zur Aeußerung gegeben worden iſt. Nach Ablauf der Auslegefriſt ſind die 

lerliſten unverzüglich dem Vorſitzenden des Wahlausſchuſſes zuzuſtellen. 


§ 14. 
Wahlort und Wahltermin. 
ſchuß Tag, Ort und Stunden der Wahlen beſtimmt der Vorſitzende des Kreis⸗Aus⸗ 
fettes; ſie ſind unter Mittheilung der für die Wählbarkeit und Wahlberechtigung ge⸗ 
der 0 vorgeſchriebenen Bedingungen mindeſtens zweimal in den zu amtlichen Anzeigen 
erſtes reis ⸗Behörden beſtimmten Blättern bekannt zu machen, dergeſtalt, daß zwiſchen der 
N Bekanntmachung und dem Wahltage eine Friſt von mindeſtens 2 Wochen liegt. 


8 15. 
Wahlhandlung. 
iſt und Der Wahlausſchuß leitet als Wahlvorſtand die Wahlhandlung, welche öffentlich 
mittac während der Stunden von Vormittags 9 bis Nachmittags 1 Uhr oder Nach⸗ 
gs 5 bis Abends 9 Uhr ſtattzufinden hat. 
inſowejt ie an der Wahl ſich betheiligenden Perſonen haben ſich vor dem Wahlvorſtande, 
auszum demſelben ihre Wahlberechtigung nicht bekannt iſt, auf Erfordern über dieſelbe 
der Ge iſen. Hierzu genügt für die Arbeitgeber die Beſcheinigung über die nach § 14 
über Zahrbeordnung erfolgte Anmeldung des Gewerbe⸗Betriebes, ſowie die letzte Quittung 
der Po lung der Gewerbeſteuer, für die Arbeiter ein Zeugniß ihres Arbeitgebers oder 
gerichts⸗ g. ibehörde, durch welches beſtätigt wird, daß der Arbeiter innerhalb des Gewerbe⸗ 
der Kreis US in Arbeit ſteht oder wohnt. Formulare zu dieſen Zeugniſſen werden von 
Ermeſſen Verwaltung verabfolgt. Die Anerkennung anderer Legitimationen bleibt dem 
des Wahlvorſtandes überlaſſen. 


915 Abf. 1 
des 
Geſetzes. 


ea. 


8 16. 


Das Wahlrecht iſt nur in Perſon und durch Stimmzettel auszuüben, welche 
handſchriftlich oder im Wege der Vervielfältigung herzuſtellen find und ſoviel verſchiedene 
Namen enthalten ſollen, als Beiſitzer in der betreffenden Wahlhandlung zu wählen find 

Die zur Wahl Erſchienenen find in zwei tabellariſch aufgeſtellten Liſten einzu⸗ 
tragen, von denen die eine für die Arbeitgeber, die andere für die Arbeiter beſtimmt if 
und welche in der erſten Spalte die fortlaufende Nummer der Erſchienenen, in det 
zweiten deren Namen, in der dritten deren Berufsart und in der vierten einen Vermer! 
über die Legitimation enthalten. 

In der Lifte der Arbeiter iſt in einer fünften Spalte der Arbeitgeber aufzuführen 
bei welchem der einzelne Wähler beſchäftigt iſt. 

Wird ein zur Wahl Erſchienener vom Wahlvorſtande als nicht wahlberechtig 
zurückgewieſen, fo tft fein Name deſſenungeachtet in derjenigen Lifte, für welche er fid 
angemeldet hat, aufzuführen und der Zurückweiſungsgrund dabei zu vermerken. 

In den vorher aufgeſtellten Wählerliſten iſt durch einen in beſonderer Spalte 
einzutragenden Vermerk erſichtlich zu machen, welche der in derſelben verzeichnetel 
Perſonen ihr Wahlrecht thatſächlich ausgeübt haben. 

Zur Aufnahme der Stimmzettel iſt für Arbeitgeber und Arbeiter je eine beſonden 
Wahlurne aufzuſtellen, in welche die als ſtimmberechtigt Anerkannten ihre Stimmzette 
verdeckt durch die Hand des Vorſitzenden hineinlegen. 

Die Liſten find von den Mitgliedern des Wahlvorſtandes am Schluſſe zu unter, 
ſchreiben; dieſelben haben dabei ausdrücklich zu bezeugen, daß ſich in der für die Wah 
beſtimmten Zeit Niemand weiter zur Ausübung ſeines Wahlrechts angemeldet hat. 


8 17. 

Nach Ablauf der zur Vornahme der Wahl feſtgeſetzten Zeit ſind nur noch diejenige 
Perſonen, welche bereits im Wahllokale anweſend ſind, zur Wahl zuzulaſſen. 

Sodann ſind die Stimmzettel aus den Wahlurnen zu nehmen und zu zählen. Ein 
ſich hierbei etwa ergebende Verſchiedenheit von der in den Liſten feſtgeſtellten Zahl de 
erſchienenen Wähler ift nebſt dem zur Aufklärung dienlichen in dem Wahlprotokolle 3 
vermerken. - 

Demnächſt erfolgt die Eröffnung der Stimmzettel. Enthält ein Stimmzettel di 
Namen von mehr Perſonen, als Beiſitzer zu wählen ſind, ſo werden die über dieſe 800 
hinaus verzeichneten Namen geſtrichen. Iſt aus einem Stimmzettel die Perſon des M 
wählten nicht mit Sicherheit zu entnehmen, oder iſt eine Perſon benannt, welche nich 
wählbar iſt, fo iſt die für dieſe Perſon abgegebene Stimme ungültig, unbeſchadet jedol 
der Gültigkeit der auf dem Wahlzettel ſonſt noch befindlichen Namen. 

Das Ergebniß der Stimmenzählung iſt in das Wahlprotokoll aufzunehmen, welchen 
die Stimmzettel in verſiegelten Päckchen beizufügen ſind. 

Meinungsverſchiedenheiten, welche im Wahlvorſtande über die Stimmberechtigung 
die Wählbarkeit oder die Gültigkeit der Stimmzettel entſtehen, werden nach Stimme 
mehrheit entſchieden; bei Stimmengleichheit entſcheidet der Wahlvorſteher. Grund u 
Ergebniß dieſer Abſtimmung find im Wahlprotokolle zu verzeichnen. 


Ai 


0 Als gewählt ſind vorbehaltlich der Beſtimmungen des 8 21 dieſes Statuts in jeder 
habe görie diejenigen drei Perſonen zu erachten, welche die meiſten Stimmen erhalten 
en; bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom Wahlvorſteher zu ziehende Loos. 
der Die Feſtſtellung des Wahlergebniſſes kann durch den Wahlvorſtand getrennt von 
Wahlhandlung und außerhalb des Wahllokals vorgenommen werden. 
m Der Wahlvorſtand hat das Ergebniß der Wahl innerhalb einer Woche nach dem 
zettoltage dem Gewerbe-Gerichte, unter Beifügung des Wahlprotokolls und der Stimm⸗ 
ettel bekannt zu geben. 
8 18. 
1 Das Ergebniß der Wahl iſt von dem Gewerbegerichte, alsbald in dem zu ſeinen 
Be lichen Anzeigen beſtimmten Blatte mit dem Hinweiſe darauf bekannt zu machen, daß 
Michwerden gegen die Rechtsgültigkeit der Wahl binnen einer Ausſchlußfriſt von einem 
ſind 92 9 05 Wahl bei ihm oder dem Bezirks⸗Ausſchuſſe zu Danzig anzubringen 
iehe § 20). 
gen Gleichzeitig iſt jeder Gewählte von ſeiner Berufung zum Mitgliede des Gewerbe⸗ 
ts unter Hinweis auf die geſetzlichen Ablehnungsgründe mit der Aufforderung 
31 19 5 in Kenntniß zu ſetzen, etwaige Ablehnungsgründe bei dem Gewerbegerichte geltend 
en. 


4 n 
8 19. 
Ablehnung der Wahl. 

aus f Das Amt der Beiſitzer iſt ein Ehrenamt. Die Uebernahme deſſelben kann nur 
wel [hen Gründen verweigert, die Niederlegung nur auf ſolche Gründe geſtützt werden, 
de zur Ablehnung eines unbeſoldeten Gemeinde⸗Amts berechtigten. 
wäh Doch kann derjenige, welcher das Amt eines Beiſitzers ſechs Jahre verſehen hat, 

rend der nächſten ſechs Jahre die Uebernahme des Amts ablehnen. 
nachd Ablehnungsgründe gewählter Beiſitzer ſind nur zu berückſichtigen, wenn dieſelben, 
einer en der betheiligte Beiſitzer von feiner Wahl iu Kenntniß geſetzt ift, ſchriftlich binnen 

Woche geltend gemacht werden. 

Abſ Ueber die Gründe für die Ablehnung oder Niederlegung entſcheidet die in § 7, 

„ dieſes Statuts bezeichnete Stelle. 


8 20. 
Veſchwerden gegen die Wahl. 

Monats Beſchwerden gegen die Rechtsgültigkeit der Wahlen ſind nur innerhalb eines 
Statuts nach der Wahl zuläſſig. Sie find bei der das Wahlergebniß gemäß § 18 dieſes 
und da, veröffentlichenden Stelle oder bei dem Bezirks⸗Ausſchuſſe zu Danzig anzubringen 
Wa En dem letzteren zu entſcheiden. Der Bezirks⸗Ausſchuß hat auf erhobene Beſchwerden 
vorſchrif welche gegen das Geſetz oder die auf Grund des Geſetzes erlaſſenen Wahl⸗ 

iften verſtoßen, für ungültig zu erklären. 


§ 21. 
Wahl 5 Stelle der die Wahl mit Erfolg ablehnenden oder ſolcher Perſonen, deren 
ie e ungültig erklärt iſt, gelten diejenigen, welche bei der Wahl nach dem Gewählten 
den Stimmen erhalten haben, unter entſprechender Anwendung der Beſtimmungen 
(Abſ. 3 als gewählt. 


8 20 des 


Geſetzes. 


§ 17 des 
Geſetzes. 


§ 18 des 


Geſetzes. 


8 19 des 
Geſetzes. 


8 22 des 
HGeſetzes. 


§ 21 des 
Geſetzes. 


eg 


8 22. 
Sind Wahlen nicht zu Stande gekommen oder wiederholt für ungültig erklärt, 
ſo iſt der Königliche Regierungs-Präſident zu Danzig befugt: 
a) die Wahlen, ſoweit ſie durch Arbeitgeber oder Arbeiter vorzunehmen waren, 
durch den Kreistag vornehmen zu laſſen; 
b) ſoweit die Wahlen von dem Kreis-Ausſchuſſe oder dem Kreistage vorzunehmen 
waren, die Mitglieder ſelbſt zu ernennen. 


8 23. 
Veſtanntmachung über die entgültige Zuſammenſetzung des Gerichts. 


Die entgültige Zuſammenſetzung des Gewerbegerichts iſt von dem Vorſitzenden 
des Kreis⸗Ausſchuſſes zu Danzig unter Angabe der Namen und Wohnorte der Mitglieder 
durch das zu den amtlichen Anzeigen der Kreisverwaltung beſtimmte Blatt bekannt 
zu machen. 

S 24. 
Vereidigung der Mitglieder. 

Der Vorſitzende des Gewerbegerichts und deſſen Stellvertreter ſind vor ihrem 
Amtsantritte durch einen von dem Königlichen Regierungs-Präſidenten zu Danzig be⸗ 
auftragten Beamten, die Beiſitzer vor der erſten Dienſtleiſtung durch den Vorſitzenden 
oder deſſen Stellvertreter auf die Erfüllung der Obliegenheiten des ihnen übertragenen 
Amtes gemäß der Bekanntmachung der Herren Miniſter für Handel und Gewerbe und 
des Innern vom 17. Februar 1891 (M. Bl. f. d. i. V. S. 26) eidlich zu verpflichten. 

S 25. 
Enthebung, Entſetzung der Mitglieder. 

Ein Mitglied des Gewerbegerichts, hinſichtlich deſſen Umſtände eintreten oder be— 
kannt werden, welche die Wählbarkeit zu dem von ihm bekleideten Amte nach Maßgabe 
dieſes Statuts ausſchließen, iſt des Amts zu entheben. Dieſe Enthebung erfolgt durch 
den Bezirks⸗Ausſchuß zu Danzig nach Anhörung des Betheiligten. 

Aus den Arbeitgebern entnommene Beiſſitzer, die erſt nach ihrer Wahl Mitglied 
einer im 8 9 Abſ. 3 dieſes Statuts bezeichneten Innung werden, ſowie aus den Arbeitern 
entnommene Beiſitzer, die erſt nach ihrer Wahl bei einem Mitglied einer ſolchen Innung 
in Arbeit treten, bleiben bis zur nächſten Wahl im Amte. 

Ein Mitglied des Gewerbegerichts, welches ſich einer groben Verletzung ſeiner 
Amtspflicht ſchuldig macht, kann ſeines Amts entſetzt werden. Die Entſetzung erfolgt 
durch das Königliche Landgericht zu Danzig. 

Hinſichtlich des Verfahrens und der Rechtsmittel finden die Vorſchriften ent⸗ 
ſprechende Anwendung, welche für die zur Zuſtändigkeit der Landgerichte gehörigen Straf- 
ſachen gelten. Die Klage wird von der Königlichen Staatsanwaltſchaft auf Antrag des 
Königlichen Regierungs⸗Präſidenten zu Danzig erhoben. 

Falls hierdurch oder aus anderen Gründen im Laufe einer Wahlperiode mehr 
als ein Drittheil der Beiſitzer einer Kategorie bei dem Gewerbegerichte ausſcheiden, ſo 
kann der Vorſitzende des Kreis-Ausſchuſſes Erſatzwahlen für den Reſt der Wahlperiode 


eig 


anordnen, auf welche die vorſtehenden Vorſchriften mit der Einſchränkung entſprechende 
Anwendung finden, daß die bei der letzten regelmäßigen Wahl aufgeſtellten Wahlliſten 
auch hier maßgebend ſind. 
8 26. 
Vertheilung der Veiſitzer. 

Die Reihenfolge, in welcher die Beiſitzer an den Sitzungen des Gewerbegerichts 
Theil zu nehmen, bezw. als Hilfsbeiſitzer zu fungiren haben, wird durch den Vorſitzenden 
feſtgeſtellt. 

SDR 

Der Vorſitzende ſetzt die Beiſitzer von den Sitzungsperioden und den Sitzungs⸗ 
tagen, für welche bezw. an welchen ſie in Thätigkeit zu treten haben, unter Hinweis auf 
die Folgen des Ausbleibens ſchriftlich in Kenntniß. 

Eine Aenderung in der beſtimmten Reihenfolge kann auf übereinſtimmenden An⸗ 
trag der betheiligten Beiſitzer von dem Vorſitzenden bewilligt werden, ſoforn die in den 
betreffenden Sitzungen zu verhandelnden Sachen noch nicht beſtimmt ſind. 

Der Antrag und die Bewilligung ſind aktenkundig zu machen. 


8 28. 
Ausbleiben der Beiſitzer. 


Die Beiſitzer find verpflichtet, im Falle der Verhinderung ihre Entſchuldigungs— 
gründe rechtzeitig dem Vorſitzenden anzuzeigen. 

Beiſitzer, welche ohne genügende Entſchuldigung zu den Sitzungen nicht rechtzeitig 8,23 des 
ſich einfinden oder ihren Obliegenheiten in anderer Weiſe ſich entziehen, find zu einer efehes. 
Ordnungsſtrafe bis zu 300 Mark, ſowie in die verurfachten Koſten zu verurtheilen. Die 
Verurtheilung wird durch den Vorſitzenden ausgeſprochen. Erfolgt nachträglich genügende 
Entſchuldigung, fo kann die Verurtheilung ganz oder theilweiſe zurückgenommen werden. 

Gegen die Entſcheidung findet Beſchwerde an das Königliche Landgericht zu 
Danzig ſtatt. Das Verfahren richtet ſich nach den Vorſchriften der Strafprozeßordnung. 

Die Beiſitzer haben jeden Wechſel ihrer Wohnung binnen drei Tagen dem Vor⸗ 
ſitzenden bei Vermeidung einer Ordnungsſtrafe von 10 Mark anzuzeigen. 

§ 29. 
Beſetzung des Gerichts in der einzelnen Sitzung. 

Für jede Spruchſitzung des Gewerbegerichts, abgeſehen von dem erſten auf die 
Klage angeſetzten Termin, für welchen die Beſtimmung des § 54 Abſ. 1 des Gewerbe⸗ 
ee beſtehen bleibt, ſind zwei Beiſitzer, ein Arbeitgeber und ein Arbeiter 
einzuladen. 

Zur Beſchlußfaſſung genügt die Anweſenheit des Vorſitzenden und zweier Beiſitzer, 92 620 
von denen der Eine Arbeitgeber, der Andere Arbeiter iſt. Gee 


§ 30. 


Entſchädigung der Veiſttzer. ar 
„ Tie Beiſitzer erhalten für jede Sitzung, welcher ſie beigewohnt haben, als Ent⸗ 8 a ; 
ſchädigung für Zeitverſäumniß 6 Mark, wenn die Sitzung einen ganzen Arbeitstag in geſetzes. 


8 25 des 
Geſetzes. 


89 des 
Geſetzes. 


8 58 des 
OGeſetzes. 


n 


Anſpruch genommen hat, die Hälfte dieſes Betrages, wenn dieſelbe nicht über einen halben 
Arbeitstag angedauert hat. Die Entſchädigungen werden in der Regel vierteljährlich, auf 
Wunſch auch ſofort ausgezahlt; eine Zurückweiſung derſelben iſt nicht ſtatthaft. 

Außerdem erhalten die Beiſitzer als Erſatz für Reiſekoſten, ſoweit die Reiſe auf 
Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen zurückgelegt werden kann, die Koſten eines Billets II. Klaſſe, 
bei Dampfſchiffen I. Klaſſe für die Hinreiſe und die Rückreiſe, ſowie eine Mark für jeden 
Ab⸗ und Zugang, im Uebrigen den Betrag der für die Beförderung nachweislich erforder⸗ 
lich geweſenen baaren Auslagen vergütet. Dabei wird jedesmal die kürzeſte fahrbare 
Straßenverbindung zu Grunde gelegt. 

8 31. 
Gerichtsſchreiberei u. ſ. w. 

Bei dem Gewerbegerichte wird eine Gerichtsſchreiberei eingerichtet. 

Die erforderlichen Bureau⸗ und Schreibkräfte, Unterbeamten und Geſchäftsräume 
überweiſt der Kreis Danziger Höhe dem Gewerbegerichte. 

Der von dem Kreis⸗Ausſchuſſe zu ernennende Gerichtsſchreiber und diejenigen 
ſeiner Gehülfen, welche an den Spruchſitzungen des Gewerbegerichts als Protokollführer 
Theil nehmen ſollen, ſind durch den Vorſitzenden des Gewerbe-Gerichts gemätz der Be— 
kanntmachung der Herren Miniſter für Handel und Gewerbe und des Innern vom 
17. Februar 1891 (M. Bl. f. d. i. V. S. 26) zu vereidigen. 

Als Zuſtellungsbeamte fungiren diejenigen Beamten, welche von dem Vorſitzenden 
damit beauftragt werden. 95 

32. 


Anterhalfungskoften. 

Die Koſten der Einrichtung und Unterhaltung des Gewerbegerichts find, ſoweit 
ſie nicht in deſſen Einnahmen ihre Deckung finden, von dem Kreiſe Danziger Höhe 
zu tragen. 

Der Vorſitzende des Gewerbegerichts hat alljährlich einen Bericht über die ge— 
ſammte Geſchäftsthätigkeit des Gewerbegerichts in dem abgelaufenen Jahre an den Kreis⸗ 
Ausſchuß zu erſtatten. 


Sweiter Abſchnitt. 
8 33. 
Verfahren. 
Das Verfahren vor dem Gewerbegerichte N 5 nach den Vorſchriften der 
29. Juli 0, 


86 $ 
SS 26—57 und 59--61 des Reichsgeſetzes vom 30. Juni 1901. 


§ 34. 
Gebühren. 


Für die Verhandlung des Rechtsſtreites vor dem Gewerbegerichte wird eine ein— 
malige Gebühr nach dem Werthe des Streitgegenſtandes erhoben. 


u 


* 
| er Dieſelbe beträgt bei einem Gegenſtande im Werthe bis 20 Mark einſchließlich 1. — Mk. 
er, ehr ars g RE 518.150 ME einſchneßlich ee „ 1,50 „ 
in mehr als 50 Mk. bis 100 Mk. einſchließlichc h 3. 
Die va Die ferneren Werthklaſſen ſteigen um je 100 Mk., die Gebühren um je 3 Mk. 
die höchſte Gebühr beträgt 30 Mk. 
ner Wird der Rechtsſtreit durch Verſäumnißurtheil oder durch eine auf Grund eines 
daerkenntniſſes oder unter Zurücknahme der Klage erlaſſene Entſcheidung erledigt, ohne 
der eine kontradiktoriſche Verhandlung vorhergegangen war, fo wird eine Gebühr in Höhe 
er Hälfte der oben bezeichneten Sätze erhoben. 
. Wird ein zur Beilegung des Rechtsſtreits abgeſchloſſener Vergleich aufgenommen, 
wird eine Gebühr nicht erhoben, auch wenn eine kontradiktoriſche Verhandlung voraus⸗ 
gegangen war. 
ta Schreibgebühren kommen nicht in Anſatz. Für Zuſtellungen werden baare Aus⸗ 
gen nicht erhoben. 
Geri. Im Uebrigen findet die Erhebung der Auslagen nach Maßgabe des § 79 des 
erichtskoſten⸗Geſetzes ſtatt. Der § 2 deſſelben findet Anwendung. 


Dritter Abſchnitt. 


Thätigkeit des Gewerbegerichts als Einigungsamt. 
8 35. 


übe „Das Gewerbegericht kann bei Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern § 62 des 
Sn die Bedingungen der Fortſetzung oder Wiederaufnahme des Arbeitsverhältniſſes Heſetzes. 
Einigungsamt angerufen werden. 


8 36. 


bethezl; Der Anrufung iſt Folge zu geben, wenn ſie von beiden Theilen erfolgt und die $ 63 des 
Verzeligten Arbeiter und Arbeitgeber — letztere, ſofern ihre Zahl mehr als drei beträgt — Geſetzes. 
reter beſtellen, welche mit der Verhandlung vor dem Einigungsamte beauftragt werden. 


Lebens; Als Vertreter können nur Betheiligte beſtellt werden, welche das fünfundzwanzigſte 
urch Jahr vollendet haben, ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden und nicht 
gerichtliche Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen beſchränkt ſind. 


ſind, kör Soweit Arbeiter in dieſem Alter nicht oder nicht in genügender Anzahl vorhanden 


men jüngere Vertreter zugelaſſen werden. 
tragen Die Zahl der Vertreter jedes Theiles ſoll in der Regel nicht mehr als drei be⸗ 
l Das Einigungsamt kann eine größere Zahl von Vertretern zulaſſen. 
nigungs Ob die Vertreter für genügend legitimirt zu erachten ſind, entſcheidet das Ei⸗ 
denügend nach freiem Ermeſſen, jedoch werden der Regel nach diejenigen Perſonen als 
ausdrüchf; legitimirte Vertreter zu gelten haben, welche von dem anderen Theile als ſolche 
ch oder ſtillſchweigend anerkannt werden. 


— 


8 37. 


Erfolgt die Anrufung nur von einer Seite, ſo ſoll der Vorſitzende dem anderen 
5 64 des Theile oder deſſen Stellvertreter oder Beauftragten Kenntniß geben und zugleich nach 
Heſetzes. Möglichkeit dahin wirken, daß auch dieſer Theil ſich zur Anrufung des Einigungsamts 
bereit findet. 
8 38. 


8 65 des Auch in anderen Fällen ſoll der Vorſitzende bei Streitigkeiten der im § 69 be⸗ 
Heſetzes zeichneten Art auf die Anrufung des Einigungsamts hinzuwirken ſuchen und dieſelbe 
den Betheiligten bei geeigneter Veranlaſſung nahe legen. 


8 

8 66 des Der Vorſitzende iſt befugt, zur Einleitung der Verhandlung und in deren Verlauf 
Geſetzes. an den Streitigkeiten betheiligte Perſonen vorzuladen und zu vernehmen. Er kann hier⸗ 
bei, wenn das Einigungsamt gemäß § 36 oder § 37 dieſes Statuts angerufen worden 
iſt, für den Fall des Nichterſcheinens eine Geldſtrafe bis zu 100 Mark androhen. Gegen 
die Feſtſetzung der Strafe findet Beſchwerde nach den Beſtimmungen der Civilprozeß⸗ 

ordnung ſtatt. 
Eine Vertretung betheiligter Perſonen durch deren allgemeine Stellvertreter (8 45 


der Gewerbe⸗Ordnung), Prokuriſten oder Betriebsleiter iſt zuläffig. 
§ 40. 
8 67 des Das Gewerbe⸗Gericht, welches als Einigungsamt thätig wird, beſteht neben dem 


Sefehes. Vorſitzenden aus Vertrauensmännern der Arbeitgeber und der Arbeiter in gleicher Zahl. 

Die Verhandlungen des Einigungsamts ſind öffentlich, falls dies von beiden 
Theilen beantragt wird. Ein Protokollführer kann zugezogen werden. 

Die Vertrauensmänner ſind von den Betheiligten zu bezeichnen. Erfolgt die Be⸗ 
zeichnung nicht, dann werden die Vertrauensmänner durch den Vorſitzenden ernannt. 

Einigen ſich die Betheiligten über die Zahl der zuzuziehenden Vertrauensmänner 
nicht, ſo iſt deren Zahl von dem Vorſitzendeu auf mindeſtens zwei für jeden Theil zu 
beſtimmen. 

Die Vertrauensmänner dürfen nicht zu den Betheiligten und zu den ing 6 
Abſ. 3 dieſes Statuts bezeichneten Perſonen gehören. Der Vorſitzende iſt befugt, eine 
oder zwei unbetheiligte Perſonen, die nicht zu den im § 6 Abſ. 3 dieſes Statuts be⸗ 
zeichneten gehören dürfen, als Beiſitzer mit berathender Stimme zuzuziehen; vor der Zu 
ziehung ſind die beiden Theile zu hören. 


8 41. 
8 68 des Das Einigungs⸗Amt hat durch Vernehmung der Vertreter beider Theile die Streit 
5. Gefehes. punkte und die für die Beurtheilung derſelben in Betracht kommenden Verhältniſſe 


feſtzuſtellen. | 
Das Einigungs⸗Amt oder, im Falle des § 37, der Vorſitzende des Gewerbegerichts 
iſt befugt, zur Aufklärung der in Betracht kommenden Verhältniſſe Auskunftsperſonen 
vorzuladen und zu vernehmen. 

Jedem Beiſitzer und Vertrauensmann ſteht das Recht zu, durch den Vorſitzenden 
Fragen an die Vertreter und Auskunftsperſonen zu richten. 


— 


8 42. 


„Nach erfolgter Klarſtellung der Verhältniſſe iſt in gemeinſamer Verhandlung jedem 8 69 des 
Theile Gelegenheit zu geben, ſich über das Vorbringen des anderen Theiles, ſowie über Gelehes. 
91 vorliegenden Ausſagen der Auskunftsperſonen zu äußern. Demnächſt findet ein Ei⸗ 
igungsverſuch zwiſchen den ſtreitenden Theilen ſtatt. 


8 43. 


fa Kommt eine Vereinbarung zu ſtande, fo ift der Inhalt derſelben durch eine von g 70 des 
unamtlichen Mitgliedern des Einigungsamts und von den Vertretern beider Theile zu Heſetzes. 
nterzeichnende Bekanntmachung in den geleſeneren Tagesblättern zu veröffentlichen. 


8 44. 


Kommt eine Vereinbarung nicht zu Stande, ſo hat das Einigungsamt einen $ 71 des 
Schledsſpruch abzugeben, welcher ſich auf alle zwiſchen den Partheien ſtreitigen Fragen Heſetzes. 
zu erſtrecken hat. 

St Die r He aſſun über den Schiedsſpruch erfolgt mit einfacher Stimmenmehrheit. 

A ehen bei der Beſchlußfaf ung über den Schiedsſpruch die Stimmen ſämmtlicher für die 

obeitgeber zugezogenen Vertrauensmänner denjenigen ſämmtlicher für die Arbeiter zu⸗ 

dazogenen gegenüber, ſo kann der Vorſitzende ſich ſeiner Stimme enthalten und feſtſtellen, 
ein Schiedsſpruch nicht zu ſtande gekommen iſt. 


8 45. 


Thei Iſt ein Schiedsſpruch zu Stande gekommen, ſo iſt derſelbe den Vertretern beider 8 72 ves 
eile mit der Aufforderung mündlich oder ſchriftlich zu eröffnen, fi) binnen einer zu Geſetzes. 
Di mimenden Friſt darüber zu erklären, ob ſie ſich dem Schiedsſpruche unterwerfen. 
unte weh angebe der Erklärung binnen der beſtimmten Friſt gilt als Ablehnung der 
erfung. 
deſſel Nach Ablauf der Friſt hat das Einigungsamt eine von ſämmtlichen Mitgliedern 
Aus ben unterzeichnete öffentliche Bekanntmachung in den geleſeneren Tagesblättern, deren 
ab a l durch den Vorſitzenden des Kreis⸗Ausſchuſſes erfolgt zu erlaffen, welche den 
gegebenen Schiedsſpruch und die darauf abgegebenen Erklärungen der Partheien enthält. 


8 46. 
fo iſt di Iſt weder eine Vereinbarung (8 43) noch ein Schiedsſpruch zu Stande gekommen, 8 23 des 


a $ 
vorgeſe des von dem Vorſitzenden des Einigungsamts in gleicher Weiſe wie dies in § 45 HGeſetzes. 
ſehen ſſt, öffentlich bekannt zu machen. 


8 47. 


Antr Die Vertrauensmänner und Beiſitzer ($ 40 Abſ. 1 und 6) erhalten auf ihren 

ntſchädigu für Zeitverſäumniß und Reiſekoſten gemäß § 30 des Statuts, die 

für sperſonen 6 41 Abſ. 2) eine Vergütung nach Maßgabe der Gebührenordnung 
Zeugen und Sachverſtändige. 


§ 74 des 
Geſetzes. 


8 75 des 
HGeſetzes. 
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8 48. 


Das Gewerbegericht als Einigungsamt iſt nicht zuſtändig, wenn bei der Streitig⸗ 
keit ausſchließlich Innungsmitglieder und deren Arbeiter betheiligt ſind, und für die 
Innung zur Erfüllung der im § 81 a Nr. 2 der Gewerbeordnung bezeichneten Aufgabe 
ein beſonderes Einigungsamt beſteht, deſſen Zuſammenſetzung und Thätigkeit durch das 
Statut entſprechend den Beſtimmungen der SS 63 bis 73 des Gewerbegerichtsgeſetzes 
geregelt ſind. Rufen beide Theile das Gewerbegericht als Einigungsamt an, ſo iſt dieſes 
auch bei ſolchen Streitigkeiten zuſtändig. 


Vierter Abſchnitt. 
Gutachten und Anträge des Gewerbegerichts. 
8 49. 

Gutachten über gewerbliche Fragen, welche von Staatsbehörden oder von den 
Kreis⸗Ausſchuſſe erfordert werden, ſowie Anträge in gewerblichen Fragen, welche b 
Staatsbehörden oder Vertretungen von Kommunal⸗Verbänden und bei den geſetzgebendel; 
Körperſchaften des Staats oder des Reichs eingebracht werden ſollen, find unter Leitung 
des Vorſitzendeu von der Geſammtheit der Beiſitzer (Geſammt-Gewerbegericht) zu berathel 
und zu beſchließen, 


§ 50. 

Der Vorſitzende des Gewerbegerichts beruft das Geſammt⸗Gewerbegericht un 
leitet ſeine Verhandlungen. 

Der Stellvertreter des Vorſitzenden kann an den Berathungen mit berathende 
Stimme Theil nehmen. 

Beſchlüſſe werden von dem Geſammt⸗Gewerbegerichte einſchließlich des Vorſitzende 
mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Ein Antrag, für welchen nur die Hälfte 
Stimmen abgegeben iſt, gilt als abgelehnt. 


8 51. 


Das Geſammt⸗Gewerbegericht muß berufen werden, 
1. wenn über die Abgabe eines Gutachtens der in 8 75 Abſ. 1 des Geſetzes be 
zeichneten Art zu berathen oder zu beſchließen iſt, 
2. wenn von mindeſtens 3 Beiſitzern des Gewerbegerichts beantragt wird, da 
eine von ihnen bezeichnete gewerbliche Frage zum Gegenſtande eines Antrag! 

der in § 75 Abſ. 2 des Geſetzes bezeichneten Art gemacht werde. 
Andere als gewerbliche Fragen ſind vom Vorſitzenden nicht zur Verhandlulh 

zu bringen. 

8 52. 
Ueber die Verhandlungen des Geſammt⸗Gewerbegerichts iſt ein Protokoll an 
zunehmen, welches bei hervortretenden Meinungsverſchiedenheiten erſichtlich machen mu 


1 


welche Meinungen von den Arbeitgebern und welche von den Arbeitern vertreten 
orden find. 
Etwaige Abſtimmungen ſind ſo vorzunehmen und zu protokolliren, daß das Er⸗ 
gebniß derjelben hinſichtlich der Arbeiter getrennt erſichtlich iſt. 


8 53. 


| Mit dem von dem Geſamt⸗Gewerbegerichte beſchloſſenen Gutachten oder Antrage 

liſt eine Abſchrift des über die Verhandlungen aufgenommenen Protokolls einzureichen 

N Iſt über ein vom Gewerbegerichte erfordertes Gutachten ein Beſchluß nicht zu 
tande gekommen, ſo iſt eine Abſchrift des über die Verhandlung aufgenommenen 

Protokolls einzureichen. 


Fünfter Abſchnitt. 


Schlußbeſtimmungen. 

§ 54. 
As Die Beſtimmungen dieſes Kreis⸗Statuts finden keine Anwendung auf Gehülfen $ 81 des 
bat Lehrlinge in Apotheken und Handelsgeſchäften, ſowie auf Arbeiter, welche in den Heſetzes. 
| der Militär oder Marine⸗Verwaltung ſtehenden Betriebsanlagen beſchäftigt ſind. 

Su 
in 5 Die dienſtliche Aufſicht über die Geſchäftsführung des Gewerbegerichts nimmt 
Bean, ae der Regierungs⸗Präſident in höherer und letzter Inſtanz der Ober⸗ 

it wahr. 

§ 56. 

5 Dieſes Kreis⸗Statut tritt an Stelle des bisherigen Statuts vom 
1, April 1903 in Kraft. 


11. Juli 


18. November ya 


Beſchloſſen 
auf dem Kreistage des Kreiſes Danziger Höhe am 6. Dezember 1902. 


Für denſelben: 


1 Der Tandrat 
ud die zur Vollziehung des Protokolls erwählten Kreistagsmitglieder. 


J. V. 
R. Zurandt, Braunſchweig. Schmarz. Würfel. 


Kreisdeputirter. 
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